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           Göttingen, 05.05.2024 
 

Antrag für die Sitzung des Rates am 14.06.2024 
 

Amnestiephase für Wohnsitzmeldungen  
 
Der Rat möge beschließen: 
 
1. Die Verwaltung wird gebeten, in den Kalendermonaten Dezember 2024 und Januar und Februar 2025 
keine Schritte gegen Personen einzuleiten, die verspätet ihren Wohnsitz im Stadtgebiet anmelden.  
 
2. Die Verwaltung wird gebeten, diese Amnestiephase mittels einer Pressemitteilung, auf der 
Stadtwebsite und ihren Social-Media-Kanälen zu bewerben. 
 
Begründung: 
 
1. Manche Menschen vergessen, sich rechtzeitig umzumelden. Aus der Befürchtung, entstehende 
Strafkosten tragen zu müssen, kann es dazu kommen, dass diese Personen sich auch dann nicht melden, 
wenn ihnen dieser Missstand auffällt. Die Stadt Göttingen profitiert jedoch von zusätzlichen 
Erstwohnsitzmeldungen in der Stadt. Indem kommuniziert wird, dass es in dieser Phase keine drohenden 
Konsequenzen gibt, könnten sich mehr Leute ummelden. Durch mehr gemeldete Einwohnende mit 
Erstwohnsitz hat die Stadt Ansprüche auf Landesmittel. 
 
2. Eine öffentliche Kommunikation dieser Amnestiephase, besonders gegenüber Studierenden, ermöglicht 
eine umfangreiche Teilnahme der entsprechenden Personen an dieser Gelegenheit.  
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